
nur das, was an maßgebender Stelle in den leitenden Krei-

sen als unbedingt nöthig erachtet wird! Auf dem Gebiete der
Landesvertheidigung kann nicht das Urtheil oder die Ansicht des Laien
maßgebend sein und mehr als anderswo müssen hier die Stimmen
gewogen und nicht gezählt werden! Wenn schon Jedermann aus
dem deutschen Volke mit uns erkennen wird, daß die eine Schale der
Waage, auf welcher sich ein Windthorst, Richter, Schenk von
Stauffenberg, Grillenberger, Langwerth von Simmern und
von Jazdzewski befinden, pfeilartig emporschnellen muß, wenn die
andere Schale von einem Fürst von Bismarck, Graf von Moltke
oder Bronsart von Schellendorf besetzt ist, so bleibt es nur in der

That zu verwundern, daß die Selbstüberschätzung Jener überhaupt noch
immer sich zu zeigen vermag und nicht schon längst einer den deutschen
Mann nur ehrenden und zierenden richtigen Selbsterkenntniß den Platz
geräumt hat.

Nachdem der Abgeordnete Frhr. Schenk von Stauffenberg noch die
Versicherung ausgesprochen hatte, daß sein ernstes Streben dahin gehe,
die vorliegende Frage aus dem Parteikampfe herauszuheben, und sie

nur nach den Rücksichten auf das allgemeine Wohl zubehandeln. nahm,
nach einer kurzen Geschäftsordnungsdebatte, der inzwischen im Hause
erschienene Reichskanzler Fürst von Bismarck zu folgender Rede das
Wort, die bekanntlich nicht allein in Deutschland, sondern weit über
unsere Grenzen hinaus einen unbeschreiblichen Eindruck hinterlassen hat.
Diese Rede lautete:

Die verbündeten Regierungen haben durch ihre Vorlage der Ueberzeugung
Ausdruck gegeben, daß die Wehrkraft des Deutschen Reiches so, wie sie

augenblicklich beschaffen ist, dem deutschen Volke nicht diejenige Bürgschaft
für die Vertheidigung des Reichsgebietes gewährt, auf welche die Nation

ein unverjährbares Recht hat. Diese Ueberzeugung der verbündeten Regierungen

ist begründet durch das Urtheil, durch das einstimmige Urtheil aller mili-

tärischen Autoritäten in Deutschland, Autoritäten, deren Kompetenz in ganz

Europa sonst anerkannt wird mit der alleinigen Ausnahme des Deutschen

Reichstags (Bewegung. Oho! links), wo dem militärischen Urtheile dieser

Autoritäten, die, ich wiederhole es, sich der Anerkennung Europas erfreuen,

dasjenige der Herren Richter, Windthorst, Grillenberger entgegengetreten ist.
(Zuruf: Ahl) — Meine Herren, ist das ein Irrthum, so müßten die Druck-

berichte, die ich zu Hause gelesen habe über Ihre Verhandlungen, doch

unrichtig sein. Ich habe sie hier; aber ich will Ihre Zeit nicht weiter auf-

halten durch Bezugnahme darauf.

Es handelt sich hier vorwiegend um die militärische Vorlage. Ich kann

nun in der That nicht glauben, daß die Herren, die ich eben nannte, so weit

gehen sollten, ihr eigenes Urtheil in militärischen Fragen über das des

Feldmarschalls Grafen von Moltke, den wir hier sehen, über das eines kriegs-

erfahrenen Kaisers, über das sämmtlicher deutscher Generalstäbe und Kriegs-

ministerien zu stellen. Es ist doch kaum möglich, daß ein noch so einsichtiger
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und an seine Einsicht glaubender Zivilist der Meinung sein könnte. Ich bin

also genöthigt, anzunehmen, daß die Herren in ihrer Opposition gegen die
Vorlage noch andere Gründe haben, als die Zweifel an der Autorität des

militärischen Urtheils derjenigen Stellen, die ich namhaft gemacht habe.
(Murren.) — Aus dem leisen Murren im Hintergrunde ziehe ich den Schluß,

daß Sie bei dieser meiner Andeutung etwas ganz Anderes vermuthen, als

ich zu sagen beabsichtige. Ob das ein Zeichen ist, daß irgend Jemand sich
getroffen fühlt von der anderweiten Vermuthung, lasse ich hier unentschieden,

das ist mir auch gleichgültig. Ich fürchte aber, Sie setzen bei den Regierungen

andere Motive für deren Antrag voraus, als wie das ausschließliche Bedürfniß

unserer defensiven Wehrkraft. Es find ja in der Presse Aeußerungen gefallen,
als ob diese ganze Militärvorlage keinen Zweck weiter hätte, als unter

falschen Vorwänden Steuern, Geld zu erheben. Das war der Fall in

denselben entlegenen Theilen der Preßpolitik, wo die abenteuerlichsten, die

kindischsten Gerüchte, wenn sie über Nacht ausgeschrieen werden, sofort
Glauben finden. Es ist das ein so absurder Gedanke, daß wir mit einer

Forderung von 20 bis 30 Millionen eine Grundlage für neue exorbitante

Steuervorschläge gewinnen wollten, daß ich mich weiter gar nicht damit

aufhalte. Was den moralischen Werth einer solchen Insinuation betrifft und

ihre Bedeutung, so will ich doch nur darauf aufmerksam machen, daß sie
ungefähr in gleicher Linie stehen würde mit der andern, wenn wir sagen

würden, der Widerstand gegen unsere Vorlage sei eingegeben von dem Wunsche,

daß Deutschland im nächsten Kriege nicht glücklich sein möge. (Murren.)
Das steht ungefähr auf derselben moralischen Höhe wie ihre Verdächtigungen
(Murren) —nicht Ihre, sondern die Preßverdächtigungen gegen die Intentionen

der Regierung. Jene andere Verdächtigung hat doch noch mehr Haltbarkeit,
da sich nicht leugnen läßt, daß es viele Einwohner Deutschlands giebt, die

das Deutsche Reich und seine Fortexistenz negiren. Ich komme vielleicht auf

diese Frage nachher noch weiter zurück.
Ein glaublicheres Motiv, daß die Regierungen und namentlich die Ver-

treter des Kaisers ihre Pläne nicht eingestehen, könnte in der Richtung

gesucht werden, daß eine Verstärkung des deutschen Heeres etwa gewollt
werde aus denselben Gründen, aus denen mancher eroberungs= oder kriegs-

lüstige Monarch eine starke Armee erstrebt hat, nämlich in der Absicht, dem-

nächst einen Krieg zu führen, sei es, um bestimmte Zwecke durchzusetzen, sei es,

um irgend etwas zu erobern, sei es, des Prestiges und des Bedürfnisses wegen,

sich in die Angelegenheiten anderer Mächte vorwiegend einzumischen, also z. B.

die orientalische Frage von hier aus zu reguliren. Ich glaube aber, auch dies

wird als vollständig unbegründet gefunden werden von dem, der darüber nach-

denkt, wie friedliebend die Politik Sr. Majestät des Kaisers bisher seit 16 Jahren

gewesen ist. Es ist ja wahr, der Kaiser hat sich genöthigt gesehen, zwei große
Kriege zu führen; aber diese beiden Kriege waren ein uns überkommenes zwin-

gendes historisches Ergebniß früherer Jahrhunderte. Sie werden die Thatsache
nicht bestreiten, daß der gordische Knoten, unter dessen Verschluß die nationalen
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Rechte der Deutschen lagen, das Recht, als große Nation zu leben und zu

athmen, nur durch das Schwert gelöst werden konnte (Zustimmung) —leider,

und daß auch der französische Krieg nur eine Vervollständigung der kriege-

rischen Kämpfe bildete, durch welche die Herstellung der deutschen Einheit,
das nationale Leben der Deutschen geschaffen und sichergestellt werden mußte.

Also man kann daraus nicht auf kriegerische Gelüste schließen. Wir haben

keine kriegerischen Bedürfnisse, wir gehören zu den, was der alte Fürst

Metternich nannte: saturirten Staaten, wir haben keine Bedürfnisse, die wir

durch das Schwert erkämpfen könnten, und außerdem, wenn das der Fall

wäre, so blicken Sie doch auf die friedliebende Thätigkeit — und ich sage

das ebenso gut nach dem Auslande wie hier zu dem Reichstag —der kaiser-

lichen Politik in den letzten 16 Jahren.

Nach dem Frankfurter Frieden war unser erstes Bedürfniß, den Frieden

möglichst lange zu erhalten und zu benutzen, um das Deutsche Reich zu

konsolidiren. Diese Aufgabe war keine leichte. Im Reichstage selbst ist uns
damals vorgehalten worden — als ein Vorwurf über die Ergebnisse unserer

Politik, weil wir den Muth gehabt hatten, für Deutschlands Einigkeit zu
kämpfen — daß wir eine Situation geschaffen hätten, in der der nächste

Krieg wahrscheinlich sehr nahe bevorstehend sein würde. Man sprach damals
von 4, 5, vielleicht 3 Jahren, die es dauern würde bis zum nächsten Kriege.

Meine Herren, es ist gelungen, wenn auch nicht ohne starke Gegenströmungen

zu überwinden, den Frieden seit 16 Jahren zu erhalten. Unsere Aufgabe

haben wir zuerst darin erkannt, die Staaten, mit denen wir Krieg geführt

hatten, nach Möglichkeit zu versöhnen. Es ist uns dies vollständig gelungen
mit Oesterreich. Die Absicht und das Bedürfniß, dahin zu gelangen, be-

herrschten bereits die Friedensverhandlungen in Nikolsburg im Jahre 1866,

und es hat uns seitdem nie das Bestreben verlassen, die Anlehnung an

Oesterreich wieder zu gewinnen, die wir vor 1866 nur scheinbar und

buchstäblich hatten, die wir jetzt in der Wirklichkeit vollständig besitzen.

(Bravol rechts.)
Wir stehen mit Oesterreich in einem so sicheren und vertrauensvollen

Verhältnisse, wie es weder im deutschen Bunde trotz aller geschriebenen Ver-

träge, noch früher im heiligen römischen Reiche jemals der Fall gewesen ist
(Bravo! rechts), nachdem wir uns über alle Fragen, die zwischen uns seit

Jahrhunderten streitig gewesen sind, in gegenseitigem Vertrauen und gegen-

seitigem Wohlwollen auseinandergesetzt haben.
Es war die Aussöhnung mit Oesterreich aber nicht allein das Ziel,

welches unsere Friedenspolitik erstrebt hat. Wir haben uns erinnert, daß
die Freundschaft der drei großen östlichen Mächte in Europa, wenn sie auch

manche verdrießliche Folgen für die öffentliche Meinung und andere Staaten

gehabt haben mag, doch Europa über 30 Jahre lang den Frieden bewahrt
hat, den Frieden in einer Epoche, in der die Quellen entstanden find, die

den Wohlstand, den wirthschaftlichen Aufschwung, die gesammte wissenschaftliche,

technische und wirthschaftliche Entwickelung Europas befruchtet und befördert
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haben. Die Quellen davon liegen in dem Zeitraum, in welchem die übel-

berufene heilige Allianz uns den Frieden erhalten hat. Es wird das Jeder-

mann unwiderleglich einleuchten, der einen Vergleich zieht zwischen unserer

heutigen wirthschaftlichen Situation von 1886 und zwischen dem Maße von

Wohlhabenheit und zivilisatorischer Entwickelung, das in ganz Europa,

namentlich aber in Deutschland, im Jahre 1816 herrschte. Der Unterschied ist

ein so ungeheurer, wie er kaum je in früheren Jahrhunderten in einer gleichen

Epoche stattgefunden hat. Der Fortschritt zum Günstigen, zur Wohlhabenheit

der Gesammtheit ist ein gewaltiger gewesen.

Nun, ich weiß nicht, ob es uns gelingen wird, wiederum eine Friedens-

epoche von derselben Länge, d. h. von mehr als 30 Jahren, herzustellen.

Unsere Bemühungen dazu sind aufrichtig; vor Allem aber brauchen wir dazu

ein starkes Heer, ein Heer, das stark genug ist, um unsere eigene Unabhängigkeit

ohne jeden Bundesgenossen sicher zu stellen. (Sehr richtigl) In Anbetracht
dieser Wirkung der früheren Freundschaft der drei großen östlichen Höfe haben
wir nicht blos die Aussöhnung mit unserem früheren Gegner, sondern auch

die Neubegründung der Freundschaft zwischen den jetzigen Dreikaisermächten

als unsere Aufgabe betrachtet. Unsere eigenen Beziehungen zu Rußland
waren dabei nicht schwierig. Unsere Freundschaft mit Rußland hat in der

Zeit unserer Kriege gar keine Unterbrechung erlitten und ist auch heute über

jeden Zweifel erhaben. (Hört! hört!) Wir erwarten von Rußland durchaus
weder einen Angriff, noch eine feindselige Politik.— Wenn ich das so un-

befangen ausspreche, so kann ich der Vorlage dadurch möglicherweise die

Stimmen der polnischen Abgeordneten entfremden, die sonst ja doch ganz

gewiß für die möglichste Stärkung der deutschen Macht gegen russische An-

griffe stimmen würden, da sie bei einem russischen Siege nichts zu erwarten

haben. Aber ich muß doch der Wahrheit die Ehre geben und sagen: Alle
die Motive für die Vorlage, die man aus unseren Beziehungen zu Rußland

entnommen hat, sind nach meiner politischen Auffassung hinfällig. Wir leben

mit Rußland in derselben freundschaftlichen Beziehung wie unter dem hoch-

seligen Kaiser, und diese Beziehung wird unsererseits auf keinen Fall gestört
werden. Was hätten wir denn für ein Interesse, Händel mit Rußland zu

suchen? Ich fordere Jeden heraus, mir eins nachzuweisen. Die bloße Rauflust
kann uns doch unmöglich dazu bringen, mit einem Nachbar, der uns nicht

angreift, Händel zu suchen. Solchem barbarischen Instinkte sind die deutschen
Regierungen und die deutschen politischen Auffassungen unzugänglich. Also
unsererseits wird der Friede mit Rußland nicht gestört werden, und daß man

uns von russischer Seite angreifen werde, glaube ich nicht. Ich glaube auch
nicht, daß man von russischer Seite nach Bündnissen sucht, um in Ver-

bindung mit anderen uns anzugreifen, oder daß man von Schwierigkeiten,

die wir auf anderer Seite haben könnten, den Gebrauch machen würde, uns

mit Leichtigkeit anzugreifen. Der Kaiser Alexander III. von Rußland hat

jederzeit den Muth seiner Meinung gehabt, und wenn er mit Deutschland in

unfreundliche Beziehungen zu treten beabsichtigte, so ist er der Erste, der dies
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sagen und zu erkennen geben würde. Das Vertrauen kann Jeder zu ihm

haben, der die Ehre gehabt hat, ihm irgendwie näher zu treten. Alle Ar—

gumente also, die für unsere Vorlage daraus entnommen find, daß wir einer

Koalition von Frankreich und Rußland gegenüber zu treten haben würden,

die assumire ich meinerseits nicht, und unsere Stärke ist darauf ja auch nicht
zu berechnen. Wir könnten sie ebenso gut auf eine Koalition zu Dreien, wie

sie im siebenjährigen Kriege gegen uns stattgefunden hat, berechnen wollen,

denn die Möglichkeit ist ja nicht ausgeschlossen, daß wir, wie Friedrich der

Große im siebenjährigen Kriege die Errungenschaften der beiden ersten schle-

sischen Kriege zu vertheidigen hatte, auch unsere Errungenschaften in einem.
noch größeren Kriege als in den vorhergehenden zu vertheidigen haben
würden: — womit ich übrigens nicht auf das Septennat anspielen will.

(Heiterkeit.) Ich meine nur die Analogie zwischen den beiden ersten schlesi-

schen Kriegen und dem großen Kampfe, in dem König Friedrich II. seine

Errungenschaften gegen große Koalitionen zu vertheidigen hatte, ist historisch
nicht ganz zu verwerfen; für den Augenblick aber liegt sie nicht vor, — es

müßten große Veränderungen in den Konstellationen eintreten, ehe dergleichen
zu befürchten wäre. Wir werden Händel mit Rußland nicht haben, wenn

wir nicht bis nach Bulgarien gehen, um sie dort aufzusuchen. (Heiterkeit.)

Es ist merkwürdig, daß die Presse derselben Partei, die jetzt der Verstärkung
unserer Armee widerspricht, vor wenigen Monaten alles mögliche gethan hat,

um uns in einen Krieg mit Rußland zu verwickeln. (Sehr richtig! rechts.)

Diese Uebereinstimmung ist in der That eine auffällige. Ich habe vorher

gesagt, daß ich auf die Frage, über die dort gemurrt worden ist, vielleicht

zurückkommen würde; ich will es nur mit dieser Andeutung. Es ist das

auffällig.
Damals bin ich ganz erstaunt gewesen, zu lesen, mit welchen leiden-

schaftlichen Argumenten seitens der oppositionellen Presse auf einen Bruch
mit Rußland hingearbeitet wurde — ich habe ein ganzes Konvolut von

Zeitungsausschnitten aus der Zeit aus dem „Berliner Tageblatt", aus der

„Freifinnigen Zeitung“, aus der „Volks-Zeitung“, aus der „Germania“ vor

Allem; eines überbietet immer das andere an Beschimpfungen der Regierung,

weil sie nicht für Bulgarien und seinen damaligen Fürsten Rußland gegen-
über den Handschuh aufnehmen wollte. Das erste aus dem „Berliner Tage-

blatt“ fängt gleich damit an:

„Wenn die Grundlagen des europäischen Friedens derartig
erschüttert sind, daß derselbe nur durch ein Mittel erhalten werden

kann, welches die Moral in den Völkern untergräbt, dann ist doch

eine Frage berechtigt, ob nicht ein gesunder Krieg einem so krank-

haften Frieden vorzuziehen sei.“ (Heiterkeit rechts.)
So waren die Herren damals gestimmt. Die „Germania“ predigt

nicht so geradezu den Krieg, aber sie ist ihrer Natur nach viel schärfer und

bitterer in den Beschimpfungen der Regierung über ihre Feigheit.

Nun, meine Herren, als ich das gelesen habe, ich muß sagen, hat es
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mir zunächst den Eindruck von Heiterkeit gemacht; ich habe diese ganze

Preßhetzerei lächerlich gefunden, die Zumuthung, daß wir nach Bulgarien
laufen sollten, um „hinten weit in der Türkei“, wie man früher zu sagen

pflegte, die Händel zu suchen, die wir hier nicht finden können. Ich hätte

geradezu verdient, wegen Landesverraths vor Gericht gestellt zu werden, wenn

ich auch nur einen Augenblick auf den Gedanken hätte kommen können, mich

auf diese Dummheit einzulassen (große Heiterkeit), und es hat mich damals

auch wenig verdrossen; wir waren ja die Herren, zu thun und zu lassen,

was wir wollten. Es hat mich nur tief betrübt, einen solchen Aufwand von

Pathos in der deutschen Presse zu finden, um uns womöglich mit Rußland

in Krieg zu verwickeln. Als ich diese Deklamationen zuerst las, — sie sind

zum Theil weinerlich, zum Theil pathetisch, — so fiel mir unwillkürlich die

Szene aus „Hamlet“ ein, wo der Schauspieler deklamirt und Thränen ver-

gießt über das Schicksal von Hekuba, — wirkliche Thränen, und Hamlet

sagt — ich weiß nicht, wendet er den Ausdruck an, der durch Herrn Virchow

hier das parlamentarische Bürgerrecht gewonnen hat, den Ausdruck von

„Schuft" —: „Was bin ich für ein Schuft?", oder benutzt er ein anderes

Beiwort — kurz und gut, er sagt: „Was ist ihm Hekuba?" — Das fiel

mir damals sofort ein. Was sollen diese Deklamationen heißen? Was ist

uns denn Bulgarien? Es ist uns vollständig gleichgültig, wer in Bulgarien

regiert, und was aus Bulgarien überhaupt wird, — das wiederhole ich hier;

ich wiederhole Alles, was ich früher mit dem viel gemißbrauchten und todt-

gerittenen Ausdruck von den Knochen des pommerschen Grenadiers gesagt

habe: die ganze orientalische Frage ist für uns keine Kriegsfrage. Wir

werden uns wegen dieser Frage von Niemand das Leitseil um den Hals

werfen lassen, um uns mit Rußland zu brouilliren. (Bravol rechts.) Die

Freundschaft von Rußland ist uns viel wichtiger als die von Bulgarien und

die Freundschaft von allen Bulgarenfreunden, die wir hier bei uns im Lande

haben. (Heiterkeit rechts.)
Ich kann also wohl sagen, die Hoffnung, die ich an das Gelingen des

Bestrebens knüpfte, die drei Kaisermächte wieder zu einigen, welche ich zuerst

faßte, als es erreicht war, die Monarchen hier in Berlin im Jahre 1872 zu-

sammenzubringen, die hat sich in soweit verwirklicht, daß wir weit entfernt

sind von der Wahrscheinlichkeit, mit Oesterreich oder mit Rußland in Händel

zu kommen; es liegen gar keine direkten Motive vor, die unseren Frieden

mit diesen Beiden gefährden könnten; aber der Schutz, den der Frieden durch

diese Verbindung zu Dreien, ich möchte sagen, durch das trianguläre Karre,
welches die drei Kaiserreiche unter sich formiren, wenn der Ausdruck nicht un-

sinnig wäre, gewinnt, ist eben stärker zu Dreien als zu Zweien —und die

Schwierigkeit der Aufgabe liegt nicht darin, unseren Frieden mit Oesterreich

oder Rußland zu erhalten, sondern den Frieden zwischen Oesterreich und Ruß-
land. Dort liegt die Sache anders. Es giebt wirklich rivalisirende und mit-

einander konkurrirende Interessen, die diesen Beiden, unseren Freunden, die

Erhaltung des Friedens unter sich schwieriger machen, als es für uns mit
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jedem von ihnen ist. Es ist unsere Aufgabe, diese Schwierigkeit nach Mög-
lichkeit zu ebnen, in beiden Kabinetten der Anwalt des Friedens zu sein gegen-

über den Erregungen publizistischer oder parlamentarischer Natur. Ich

brauche diese Erregungen nicht näher zu bezeichnen, — die Presse beider

Länder und der Parlamentarismus des einen davon bilden die Gegenströmun-

gen und Schwierigkeiten, mit denen wir bei unsern Bemühungen, sie zu über-

winden, und den Advokaten des Friedens in beiden Kabinetten zu machen,

rechnen müssen. Wir laufen dabei Gefahr, daß wir in Oesterreich und noch

mehr in Ungarn, als russisch bezeichnet, und in Rußland für österreichisch

gehalten werden. Das müssen wir uns gefallen lassen; wenn es uns gelingt,

den eigenen Frieden und den Europas zu erhalten, so wollen wir uns das

auch gern gefallen lassen.

Nicht minder aufrichtig und angestrengt sind unsere Bemühungen ge-

wesen, nach dem französischen Kriege die Versöhnung mit Frankreich herbei-
zuführen; ob sie ganz so glücklich gewesen sind wie im Osten, das weiß ich
nicht. Wenn wir mit den Verhältnissen im Osten allein zu rechnen hätten,

so würden dieselben uns nicht zu einer Vorlage dieser Art bestimmt haben.

Bezüglich Frankreichs liegt es aber anders; ich kann ja nur nach meinem

politischen Urtheile sprechen, aber ich kann für mich geltend machen, daß ich
seit — ich glaube — jetzt 36 Jahren in der großen europäischen Politik

thätig bin, und daß ich mich auf manche Epochen und Vorgänge berufen
kann, in denen mein politisches Urtheil das richtige gewesen ist, und nament-

lich richtiger als das der parlamentarischen Oppofition, die ich mir gegen-

über fand. (Sehr richtig! rechts.)
Die Frage, wie wir mit Frankreich in der Zukunft stehen werden, ist

für mich eine minder sichere. Ich habe nicht das Bedürfniß, alle europäischen

Mächte durchzugehen; ich spreche von Italien und England gar nicht, weil

gar kein Grund vorliegt, daß wir für beide Regierungen und sie für uns

gegenseitig nicht das größte Wohlwollen haben sollten. Unsere Beziehungen
zu den beiden sind derart, daß ich sie hier nicht mit in Betracht ziehe bei

der Vermehrung unserer Streitkräfte, — sie sind in jeder Hinsicht freund-

schaftlich. Zwischen uns und Frankreich ist das Friedenswerk deshalb schwer,
weil da eben ein langwieriger historischer Prozeß in der Mitte zwischen

beiden Ländern liegt; das ist die Ziehung der Grenze, die ja zweifelhaft und

streitig geworden ist von dem Zeitpunkte an, wo Frankreich seine volle innere

Einigkeit und königliche Macht, ein abgeschlossenes Königthum erreicht hat.
Das Infragestellen der deutschen Grenze hat angefangen, wenn wir es

rein im historischen, pragmatischen Zusammenhang auffassen wollen, mit der

Wegnahme der drei Bisthümer Metz, Toul und Verdun. Das ist eine ver-

gessene Thatsache, und ich erwähne sie nur des historischen Zusammenhanges

wegen. Wir beabsichtigen weder Toul noch Verdun wieder zu erobern, und

Metz besitzen wir ja. Aber seitdem hat doch kaum eine Generation in

Deutschland gelebt, die nicht genöthigt gewesen ist, den Degen gegen Frank-
reich zu ziehen. Und ist diese Epoche des Grenzkampfes mit der französischen
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Nation nun heute definitiv abgeschlossen, oder ist sie es nicht? Das können

Sie so wenig wissen wie ich. Ich kann nur meine Vermuthung dahin aus-

sprechen, daß fie nicht abgeschlossen ist; es müßten sich der ganze französische
Charakter und die ganzen Grenzverhältnisse ändern.

Wir haben unsererseits alles gethan, um die Franzosen zum Vergessen

des Geschehenen zu bewegen. Frankreich hat unsere Unterstützung und unsere

Förderung in jedem seiner Wünsche gehabt, nur nicht in demjenigen, der

sich auf eine mehr oder weniger lange Strecke von Rheingrenze richten

konnte; weder im Elsaß noch weiter unten können wir das zugeben. Aber

wir haben uns redlich bemüht, im Uebrigen Frankreich gefällig zu sein und

dasselbe zufriedenzustellen, wie wir können. Wir haben unsererseits ja nicht

nur keinen Grund, Frankreich anzugreifen, sondern auch ganz sicher nicht

die Absicht. Der Gedanke, einen Krieg zu führen, weil er vielleicht später-

hin unvermeidlich ist und späterhin unter ungünstigeren Verhältnissen geführt
werden könnte, hat mir immer fern gelegen, und ich habe ihn immer be-

kämpft. (Bravol)
Ich bin dagegen gewesen im Jahre 1867, die Luxemburger Frage auf-

zunehmen, um den Krieg mit Frankreich zu führen. Luxemburg war gewiß

des Krieges mit Frankreich nicht werth, und namentlich nicht unser zweifel-
haftes Garnisonrecht, nachdem der Bund erloschen war. Es konnte damals

nur auf die Frage ankommen, ob wir den Krieg nicht späterhin doch führen

müßten, und da sagte ich: das ist vielleicht möglich, ich kann das aber so

genau nicht wissen, ich kann der göttlichen Vorsehung nicht so in die Karten

sehen, daß ich das vorher wüßte. (Bravol)
Mein Rath wird nie dahin gehen, einen Krieg zu führen, deshalb,

weil er später vielleicht doch geführt werden muß. Er kann vielleicht nach

Gottes Willen, wenn er später geführt wird, unter für uns günstigeren

Verhältnissen geführt werden, wie das mit Frankreich der Fall gewesen ist.

Wir haben 1870 mit günstigerem Erfolge geschlagen, als wir 1867 gekonnt

hätten; aber es wäre doch ebenso gut möglich gewesen, wenn der Kaiser

Napoleon früher gestorben wäre, daß der Krieg uns ganz erspart ge-
blieben wäre.

Also das führe ich nur an, um meine Ueberzeugung zu begründen und

auch anderen im Auslande glaublich zu machen, daß wir Frankreich niemals

angreifen werden. Wenn die Franzosen so lange mit uns Frieden halten

wollen, bis wir sie angreifen, wenn wir dessen sicher wären, dann wäre der

Friede ja für immer gesichert. (Lebhafter Beifall.) Was sollten wir denn

von Frankreich erstreben? Sollten wir noch mehr französisches Land annek-

tiren? Ich bin schon — ich muß das aufrichtig sagen — 1871 nicht mehr

geneigt gewesen, Metz zu nehmen, ich bin damals für die Sprachgrenze

gewesen. Ich habe mich aber bei den militärischen Autoritäten erkundigt, bevor ich

mich endgültig entschloß. Es war, wenn Sie mir diese historische Episode verstatten

wollen, Herr Thiers, der mir sagte: eins können wir nur geben, entweder Belfort

oder Metz wenn Sie beide haben wollen, dann wollen wir jetzt nicht Frieden schließen.
2



Ich war damals sehr in Sorge vor der Einmischung der Neutralen und hatte

mich schon seit Monaten gewundert, daß wir nicht einen Brief von diesen

bekamen. Ich wünschte dringend, daß Thiers nicht genöthigt werden sollte, nach
Bordeaux zurückzugehen, um vielleicht den Frieden wieder rückgängig zu machen.

Ich habe mich darauf mit unseren militärischen Autoritäten und namentlich

mit meinem vor mir sitzenden Freunde besprochen: Können wir darauf ein-

gehen, eines von beiden zu missen? und ich habe darauf die Antwort erhalten:

Belfort, ja Metz ist 100 OO0 Mann werth; die Frage ist die, ob wir

100 000 Mann schwächer sein wollen gegen die Franzosen, wenn der Krieg wieder

ausbricht, oder nicht. Darauf habe ich gesagt: Nehmen wir Metz! (Heiterkeit.)
Sie stehen jetzt, meine Herren, vor derselben Frage, ob Sie, wenn der Krieg

mit Frankreich vielleicht in sieben Jahren wieder ausbricht, 100000 Mann
schwächer sein wollen oder nicht. Mit anderen Worten: Es ist ganz von

derselben schweren Bedeutung für unsere zukünftige Sicherheit, ob Sie Metz
aufgeben wollen, als ob Sie uns 100 000 Mann verweigern, die durch die

jährliche Ausbildung von 16 000 Mann Soldaten geschaffen werden sollen,

bis dahin, wo der Krieg möglicherweise ausbricht. Also, wenn Sie vorziehen,

daß wir den Franzosen sagen: Seid doch gut, wir geben Euch Metz, wenn

Ihr ferner stille sitzen wollt, — so ist das ungefähr dasselbe, als wenn Sie

uns jetzt die Verstärkung der Armee, die wir nach unserem militärischen

Urtheil zu gebrauchen glauben, versagen. (Bewegung.) Also ich wiederhole:
Wir werden Frankreich nicht angreifen, unter keinen Umständen. Es giebt

viele Franzosen, die darauf warten, weil sie lieber einen Vertheidigungskrieg

als einen Angriffskrieg führen wollen, weil es Viele giebt, bei denen der

französische Angriff auf Deutschland nicht populär ist. Sie werden, wer von

Ihnen die französische Geschichte kennt, mir Recht geben, daß die Entschließungen
Frankreichs in schweren Momenten immer durch energische Minoritäten und nicht

durch die Majoritäten und das ganze Volk bewirkt worden sind. Diejenigen,

die den Krieg mit uns wollen, die suchen einstweilen nur die Möglichkeit,

ihn mit möglichster Kraft zu beginnen. Ihre Aufgabe ist, le feu sacré de

la revanche zu unterhalten. Die Aufgabe, die Gambetta dahin definirte:

Ne parlez jamais de la guerre, mais pensez-y toujours! und das ist auch

heute noch die Signatur der französischen Situation. Man spricht nicht
davon, man spricht nur von der Befürchtung, von Deutschland angegriffen

zu werden. Diese Befürchtung ist unwahr, und wer sie in Frankreich aus-

spricht, weiß, daß er die Unwahrheit sagt. Wir werden Frankreich nicht

angreifen. Nichtsdestoweniger wird damit dem friedliebenden Franzosen

Jacques Bonhomme, der lieber seinen Acker baut, als in den Krieg zieht,

vorgeredet, daß der ruchlose Deutsche es ist, der ihm wo möglich — ich weiß

nicht was abnehmen wollte. Die Franzosen haben ja gar nichts, was für

uns irgendwie begehrenswerth wäre. Das fortwährende Unterhalten und

Schüren dieses feu sacré ist mir im höchsten Grade bedenklich. Ich habe

das feste Vertrauen zu den friedlichen Gesinnungen der gegenwärtigen fran-

zösischen Regierung. Die Herren Goblet und Flourens sind nicht die Leute,
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die den Krieg mit uns wünschen; sie haben die Absicht, ehrlich mit uns

zu leben. Ebenso war es mit der früheren Regierung Freycinet oder Ferry.

Alle diese Herren waren freundlich, so lange sie am Ruder waren, und wenn

Sie nur deren Regiment auf längere Zeit verbürgen könnten, so würde ich

sagen: Sparen wir unser Geld, aber sparen wir es nicht für den Fall, daß

wir vielleicht feindliche Kontributionen zu zahlen haben. Wie die Sachen liegen,

kann mich dieses Vertrauen auf die friedlichen Gefinnungen der franzöfischen

Regierung, auf die friedlichen Gesinnungen eines großen Theiles der fran-
zösischen Bevölkerung aber nicht bis zu dem Grade von Sicherheit einwiegen,

daß ich sagen könnte: Wir haben einen französischen Krieg gar nicht mehr

zu fürchten. Nach meiner Ueberzeugung haben wir ihn zu fürchten durch

den Angriff Frankreichs, ob in zehn Tagen oder in zehn Jahren, das ist

eine Frage, die ich nicht entscheiden kann, das hängt ganz ab von der Dauer

der Regierung, die gerade in Frankreich ist. Als die letzte Regierung, die

Regierung Freycinet, zum Rücktritt genöthigt wurde, hat 24 Stunden vorher

Jemand eine Ahnung davon gehabt? Ich wenigstens nicht, und ich glaube,

daß ich ziemlich gut unterrichtet war. Hat nachher acht oder vierzehn Tage lang
hier irgend Jemand gewußt, wer in Frankreich ans Ruder kommen würde?

In welcher Verlegenheit die Parteien mit ihrer Parlamentsherrschaft waren,
um zu bestimmen, wer nun regieren sollte, das haben wir Alle gewußt, aber

was daraus werden würde, das hat Keiner vorhersagen können. Es konnte

auch noch anders kommen, es konnte auch ein weniger friedliches Kabinet

als das des Herrn Goblet aus dieser Krifis hervorgehen. Es ist an jedem

Tage möglich, daß eine französische Regierung ans Ruder kommt, deren ganze

Politik darauf berechnet ist, von dem feu sacre zu leben, was jetzt so sorg-

fältig unter der Asche unterhalten wird. Darüber können mich auch keine

friedlichen Verfsicherungen, keine Reden und keine Redensarten vollständig

beruhigen, ebenso wenig wie ich weiß, was ich damit machen soll, wenn uns

hier im Parlament verfichert wird: wenn die Gefahr eintritt, dann können

Sie auf den letzten Thaler rechnen, dann stehen wir mit Gut und Blut ein.

Das find Worte, damit kann ich nichts machen. Worte sind keine Soldaten,

und Reden sind keine Bataillone; und wenn wir den Feind im Lande

haben und wir lesen ihm diese Reden vor, dann lacht er uns aus. (Heiter-

keit rechts.)

Ich bin also der Meinung, daß der historische Prozeß, der seit drei

Jahrhunderten zwischen uns und Frankreich schwebt, nicht beendigt ist, und

daß wir darauf vorbereitet sein müssen, ihn von franzößischer Seite aus fort-

gesetzt zu sehen. Wir find gegenwärtig im Besitz des streitigen Objekts, wenn

ich das Elsaß als solches bezeichnen soll. Wir haben gar keinen Grund,

darum zu kämpfen; daß Frankreich nach dessen Wiedereroberung nicht strebt,
kann Keiner behaupten, der sich irgendwie um die französische Presse

bekümmert. Hat es schon irgend ein franzöfisches Ministerium gegeben,

welches hat wagen dürfen, öffentlich und bedingungslos zu sagen: wir ver-

zichten auf die Wiedergewinnung von Elsaß-Lothringen, wir werden darum

27
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nicht Krieg führen, wir acceptiren die Situation des Frankfurter Friedens

gerade so, wie wir die Situation des Pariser Friedens im Jahre 1815

acceptirt haben, und wir beabsichtigen keinen Krieg wegen Elsaß zu führen?

Giebt es in Frankreich ein Ministerium, welches den Muth hätte? Nun,

warum giebt es das nicht? An Muth fehlt es den Franzosen doch sonst

nicht! Es giebt das deshalb nicht, weil die öffentliche Meinung in Frank-

reich dagegen ist, weil sie gewissermaßen einer mit Dampf bis zur Explosion ge-

füllten Maschinegleicht,wo ein Funke, eine ungeschickte Bewegung hinreichen kann,
um das Ventil in die Luft zu sprengen, und mit anderen Worten einen Krieg

herzustellen. Es wird das Fener so sorgfältig geschürt und gepflegt, daß

man die Absicht, es zunächst nicht und auch nach menschlichem Gedenken nicht

zu benutzen, um es ins Nachbarland hineinzuwerfen in keiner Weise vor-

auszusetzen berechtigt ist.
Nun ist ja die Frage: ist die Möglichkeit, daß wir von Frankreich an-

gegriffen werden, an sich ein ausreichender Grund, um diese Vorlage zu be-

willigen? Ich habe bei meiner Motivirung keine Koalitionen, keine Kom-

binationen und Konjekturen im Auge, sondern die einfache Möglichkeit,daß
wir und Frankreich uns ohne Bundesgenossen im freien Felde einander

gegenüberstehen. Schon wenn der Krieg ausbräche, würde die Kalamität

eine große. Bedenken Sie, was allein der ausbrechende Krieg, ganz unab-

hängig von dem Ausgange desselben, — zu sagen hat! Unser ganzer Handel

zu Lande und zur See, unsere ganzen industriellen Unternehmungen würden

sämmtlich lahm gelegt sein — ich brauche das wohl nicht zu schildern, Sie

haben es selbst erlebt. Diese Kalamität, daß der Krieg ausbrechen könnte,

wird vielleicht gefördert, wenn der Krieg leicht erscheint, wird verhindert,

wenn der Krieg schwer erscheint. Je stärker wir sind, desto unwahrscheinlicher
ist der Krieg. Die Wahrscheinlichkeit eines französischen Angriffs auf uns, die

heute nicht vorliegt, tritt ein, wenn unter dem Eintritt einer anderen Re-

gierung, wie die heutige, Frankreich irgend einen Grund hat, zu glauben,

daß es uns überlegen sei. Dann, glaube ich, ist der Krieg ganz sicher.

Diese Ueberzeugung kann beruhen auf Bündnissen, die Frankreich hätte. Ich

habe vorhin entwickelt, daß ich nicht glaube, daß solche Bündnisse stattfinden
werden; es ist eine Aufgabe der Diplomatie, danach zu streben, daß dies

verhindert werde, oder Gegenbündnisse zu haben, wenn dies eintritt. Ich

will blos das Duell zwischen uns und Frankreich ins Auge fassen.

Das kann also eintreten, sobald Frankreich stärker ist, als wir: einmal

durch Bündnisse oder auch durch die Ueberlegenheit seiner Bewaffnung. Diese
rein technische Frage überlasse ich meinem militärischen Kollegen; ungeachtet
der Uniform, die ich trage, fällt es mir nicht ein, habe ich nicht die Un-

bescheidenheit, meine Autorität in dergleichen Sachen über die der Herren zu

stellen. (Heiterkeit.)
Aber, wenn die Franzosen glauben, daß entweder ihre Armee zahl-

reicher ist, daß die Masse ihrer ausgebildeten Soldaten zahlreicher ist,
als die der unserigen, daß ihre Artillerie zahlreicher ist, oder vielleicht,
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daß ihr Gewehr besser ist, — wie es 1870 besser war —oder daß ihr

Pulver besser ist, weil sie das richtige Pulver zu einem kleinkalibrigen,

schnellschießenden Gewehr früher haben als wir, —das find alles Sachen,

die unter Umständen die Entschließung der französischen Regierung für den

Krieg bestimmen können; denn sobald sie glauben, zu fiegen, fangen fie den
Krieg an. Das ist meine feste, unumstößliche Ueberzeugung, und Sie mögen

mehr Erfahrungen in der Politik und im Urtheil haben, als ich — ich kann

nur nach meiner Ueberzeugung handeln.

Ich sage also: wir müssen auf den Fall eingerichtet sein, daß wir in

einem solchen Krieg unterliegen sollten; ja, ich bin nicht furchtsam genug,
das vorauszusehen, aber die Möglichkeit kann doch Niemand bestreiten. Bis

jetzt sind es nur muthige Zivilisten (Heiterkeit), die meinen, keiner Verstärkung

zu bedürfen; diejenigen Generäle und Heerführer, diejenigen Feldherren unter

unseren Souveränen, die persönlich Fühlung mit der franzöfischen Klinge

gehabt haben, die sind durchaus anderer Meinung. Wenn so furchtlose Leute

der Meinung sind: wir brauchen, um den nächsten Krieg mit Frankreich

sicher zu bestehen, um der französischen Armee ebenbürtig zu sein, die und

die Verstärkung, — dann finde ich es einen traurigen Muth, dem gegenüber

zu sagen: Sie irren sich, wir brauchen sie nicht, wir sind so stark genug.

Ich sage: einen traurigen Muth, weil dieses mich einigermaßen an den miles

gloriosus erinnert, der sagt: wir schlagen die Franzosen auch so wie so.

Meine Herren, da irren sie sich, die parlamentarischen Strategen! Sie unter-

schätzen die Macht von Frankreich; Frankreich ist ein großes, mächtiges Land,

ebenso mächtig wie wir; Frankreich hat ein kriegerisches Volk und ein tapferes

Volk und hat jederzeit geschickte Heerführer gehabt. Es ist ein Zufall, wenn

sie uns unterlegen sind. Sie unterschätzen die Franzosen in der allerirrthüm-

lichsten Weise, und es wäre eine Ueberhebung, zu sagen, daß Frankreich an

und für sich als geschlagen zu betrachten wäre, wenn es uns gegenübersteht.

Wenn aber die Sachen so zweifelhaft sind nach dem Urtheil der kom-

petenten Behörden, wenn die Möglichkeit überhaupt nach menschlicher Be-

rechnung vorhanden ist, daß wir geschlagen werden können, — ja, meine

Herren, dann sind die Folgen eines unglücklichen Krieges doch zu traurig,

als daß irgend Jemand, wenn sie eintreten, die Verantwortung für ein solches

Votum tragen könnte. Es ist viel von ministerieller Verantwortlichkeit die

Rede, aber ich habe nie gehört — vielleicht wird es der Zukunft vorbehalten,

solche Gesetze einzuführen —, daß auch Abgeordnete, welche an Beschlüssen

theilnehmen, die ihr Land ins Unglück führen, einer Verantwortlichkeit dafür

vor dem Richter unterliegen. (Bravol rechts.)

Wenn sie bewußterweise unser Land für den Krieg schwächen, dann halte

ich ein solches Gesetz für ein Bedürfniß; ich werde beantragen, daß es ein-

gebracht wird. Wenn wir unterliegen — ich wage diesen Gedanken ja gar

nicht auszudenken; aber die Möglichkeit werden Sie mir doch nicht bestreiten,

daß ebenso gut wie wir allein Frankreich geschlagen haben im Jahre 1870,

Frankreich fiegreich sein kann, nachdem es seine Armee verdoppelt, seine Re-
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serven verdreifacht hat und mit der größten Bereitwilligkeit und Hingebung

der Regierung jede Kosten bewilligt hat, ohne auch nur je eine Sekunde

darüber zu diskutiren. Ich erinnere Sie daran, daß mit gewissem Mitleid

die französischen Blätter auf die Vorgänge im Deutschen Reichstag, und mit

was für Schwierigkeiten die deutsche Regierung zu kämpfen hätte, wenn sie

ihr Vaterland stärken wollte, hingedeutet haben. Frankreich ist also unend-
lich viel stärker, als es gewesen ist. Wenn wir es einmal geschlagen haben,

so liegt darin gar keine Bürgschaft, daß wir es wieder schlagen werden; wir

müssen diese Bürgschaften, sobald sie nach dem Urtheil unserer kompetenten
Militärbehörden unzulänglich sind, verstärken. Wenn sie unzulänglich blieben,
und wenn wir geschlagen würden, wenn der fiegreiche Feind in Berlin stände,

wie wir in Paris gestanden haben, wenn wir genöthigt wären, seine Be-

dingungen des Friedens anzunehmen —, ja, meine Herren, was würden

dann diese Bedingungen sein?
Ich spreche gar nicht von der Geldfrage, obschon die Franzosen so

glimpflich mit uns nicht verfahren würden, wie wir mit ihnen verfahren find;

ein so gemäßigter Sieger wie der christliche Deutsche ist in der Welt nicht

mehr vorhanden. Wir würden dieselben Franzosen uns gegenüber finden,
unter deren Herrschaft wir 1807 bis 1813 gelitten haben, und die uns aus-

gepreßt haben bis aufs Blut, —wie die Franzosen sagen: saigner à blanc,

d. h. so lange zur Ader lassen, bis die Blutleere eintritt, damit der niederge-

worfene Feind nicht wieder auf die Beine kommt und in den nächsten 30

Jahren nicht wieder an die Möglichkeit denken kann, sich dem Sieger gegen-

überzustellen. Das hätten wir, wenn wir eben nur die Staatsraison und

nicht auch die christliche Gesinnung zu Rathe zögen, wie das kriegführende

Frankreich das gewohnt ist, 1870 ebenso gut thun können, wie Napoleon es im

Jahre 1807 und später gethan hat. Wenn Sie die Erzählungen der alten

Leute aus jener Zeit lesen, wenn Sie, wie ich noch in meiner Kinderzeit, un-

mittelbar die Erzählungen der Bauern, Landleute und Gutsbesitzer über die

Leiden der Fremdherrschaft im Lande angehört hätten, ich glaube, Sie

würden auch ängstlicher sein vor der entferntesten Möglichkeit, daß ähnliche
Zustände wieder eintreten könnten.

Aber das Geld ist ja das Wenigste; man würde dafür sorgen, daß das

Deutsche Reich so stark nicht bleibt, wie es ist Man würde, von der

Rheingrenze ausgehend, uns vom Rhein so viel abnehmen, wie man

könnte; ich glaube nicht, daß man sich mit Elsaß-Lothringen begnügen würde,
man würde ein alterum tantum dazu verlangen, den Rhein abwärts. Auch das

würde nicht genügen; man würde vor allen Dingen die Herstellung des Königreichs

Hannover verlangen. (Bewegung.) Allein auf diesem Wege und auf keinem
anderen ist das, was mir einer von den Herren Welfen sagte, die Herstellung des

welfischen Staates auf gesetzmäßigem Wege möglich, denn der Friedensvertrag,
den wir mit Frankreich — wenn wir überwunden sind, mit dem Sieger —

abschließen, kommt ja in die Gesetzsammlung (Heiterkeit), und dann ist Hannover

auf gesetzmäßigem Wege hergestellt. Wir würden Schleswig ganz ohne Zweifel
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an Dänemark verlieren. Uns in Polen lästige und erschwerende Bedingungen

aufzuerlegen ist so lange recht schwierig, als man nicht mit Rußland ein-

verstanden ist, und dieses Einverständniß, glaube ich, liegt sehr fern für
Frankreich. Aber man könnte doch uns immerhin die Bedingung auferlegen,

daß Frankreich Gerant derjenigen Rechte ist, welche der König von Preußen

seinen polnischen Unterthanen zu gewähren hat. Man könnte in dieser

Garantie noch weiter gehen nach anderen Richtungen. Ich will das nicht

weiter verfolgen; ich will Ihnen blos die Möglichkeit schildern, der wir in

einem unglücklichen Kriege ausgesetzt find. Halten Sie das für übertrieben?

Meine Herren, Sie kennen die Zukunft doch nicht; was die Entschließungen

eines supponirten französischen Siegers sein würden, das können Sie doch

unmöglich wissen. Wir würden, wenn wir jetzt von neuem von Frankreich

angegriffen würden, und uns noch überzeugen müßten, daß wir nie und unter

keinen Umständen Ruhe haben, ähnlich verfahren, wenn wir wieder als Sieger

in Paris sind. Wir würden uns bemühen, Frankreich auf 30 Jahre außer

Stande zu setzen, uns anzugreifen und uns in den Stand zu setzen, daß wir

gegen Frankreich mindestens für ein Menschenalter vollständig gesichert sind.
Der Krieg von 1870 würde ein Kinderspiel sein gegen den von 1890 —

ich weiß nicht, wann — in seinen Wirkungen für Frankreich. (Bravo!)

Also das wäre auf der einen Seite wie auf der anderen Seite das gleiche

Bestreben; jeder würde versuchen, de saigner à blanc.

Nun, meine Herren, ich kann mir darnach nicht denken, wer überhaupt

sich stark genug fühlt, die Verantwortung für die Möglichkeit des Eintritts

solcher Zustände zu übernehmen. Die verbündeten Regierungen sind es ganz

sicher nicht; die werden die Verantwortlichkeit dafür nicht tragen. Die ver-

bündeten Regierungen haben — nach dem Eingang zur Bundesverfassung

ist der oberste Zweck des Bundes der Schutz des Bundes und des Bundes-

gebietes — sie haben dem Volk gegenüber die Verantwortlichkeit dafür, daß

dieser Schutz jederzeit vorhanden sei; der kann nicht improvisirt werden je
nach dem Belieben einer parlamentarischen Majorität, durch ein Budgetvotum,

der muß dauernd vorhanden sein, der ist eine fundamentale Institution

unserer deutschen Einrichtungen. (Bravo! rechts.) Und die verbündeten

Regierungen sind fest entschlossen, die Verantwortung dafür nicht zu tragen,
sondern sich mit dem vollen Gewicht ihrer Autorität und ihrer verfassungs-

mäßigen Rechte dafür einzusetzen, daß Deutschland nicht minder geschützt
bleibe, als es seinen Kräften nach sein kann. Das, was einstweilen nach

dem militärischen Urtheil für diesen Zweck als Bedürfniß bezeichnet worden
ist, find 40000 Mann zur Verstärkung der Grenzbesatzungen gegen den ersten

Anlauf und eine Steigerung der Zahl ausgebildeter Soldaten, die wir im

Lande haben, um jährlich etwa 16000 Mann; also in der Dauer eines

Septennats um beinahe 120000 Mann, in der Dauer der zwölfjährigen

Dienstzeit um beinahe 200000 Mann. 100000 Mann sind eine Armee,

und wenn der Krieg später ausbricht, so find wir um so viel stärker; es ist ein

Gewicht, was einen Krieg und die entscheidende Schlacht seinerseits zu ent-
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scheiden vermag, ob wir 100000 Mann mehr haben. Wollen Sie die Ver-

antwortlichkeit dafür tragen, daß dies Gewicht nicht zur Verfügung sei?
Wir wollen es nicht, und ich bin überzeugt, es wird uns möglich sein, es

zur Verfügung zu erhalten, mag Ihr Votum ausfallen heute, wie Sie wollen.

(Bravol rechts.)
Ob diese Einrichtung nun für längere oder kürzere Zeit getroffen wer-

den soll, das ist eine Frage, auf deren Gebiet sich die Diskussion in der

jüngsten Zeit ja vorwiegend bewegt hat. Wir haben sie auf 7 Jahre ver-
langt aus keinem anderen Grunde, als weil die Ziffer von 7 Jahren die

Grundlage eines früheren Kompromisses war, weil wir der Ueberzeugung

find, daß das konstitutionelle Leben überhaupt aus einer Reihe von Kom-

promissen besteht; und weil wir gern an ein früheres Kompromiß anknüpfen,

so haben wir es unverändert aufrecht zu erhalten gesucht. Jede Ziffer ist

mehr oder weniger willkürlich. Je länger die Dauer ist, um desto größer

ist die Zahl der ausgebildeten Soldaten, die in Aussicht genommen wird,

und um so weiter von uns entfernt liegt die innere Gefahr, daß wir in

Krisen und Streitigkeiten über diese Frage gelangen. Es kann ja Niemand

entgehen, daß jedesmal, wenn es sich darum handelt, auf Grund des Ar-

tikels 60 der Verfassung ein neues Gesetz über die Präsenzzeit zu machen,

sich aller unserer Schichten und Parteien eine gewisse Aufregung bemächtigt,
die bedauerlich und unter Umständen auch eine gefährliche ist. Es entsteht

jedesmal aus der Diskussion dieser Frage eine gewisse Krise — ich will nicht

sagen ein Konflikt, aber die Besorgniß vor einem Konflikt. Es entsteht jedes-

mal die Frage: was ist denn Rechtens, wenn eine Vereinbarung nicht zu

Stande kommt? Nun, ich glaube, der Reichstag wird sich nicht darüber be-

schweren können, daß der Bundesrath bisher einen zu weitgehenden Gebrauch

gemacht habe von seinem zweifellosen verfassungsmäßigen Rechte, jedem Ge-
setzentwurfe, der ihm vom Reichstage zugeht, seine Zustimmung zu versagen

—auch solchen Gesetzentwürfen, deren Zustandekommen in der Verfassung

vorausgesetzt ist. Der Bundesrath hat von diesem zweifellosen Rechte, der

voll= und gleichberechtigte Faktor der Gesetzgebung zu sein, von der That-

sache, daß kein Budgetgesetz ohne seine Zustimmung zu Stande kommen kann,

von der Thatsache, daß kein Gesetz über eine Präsenzzahl ohne seine Zu-

stimmung zu Stande kommen kann, nie einen unbequemen Gebrauch gemacht,

er ist, wie der Kaufmann zu sagen pflegt, koulant in dieser Beziehung ge-

wesen. Wir haben Vorlagen recht unerfreulich verkümmert und verändert

zurückkommen gesehen, wir haben es ruhig hingenommen, aber es giebt im

Interesse des Vaterlandes Grenzen, über die der Bundesrath dabei nicht

hinausgehen kann. (Sehr richtig! rechts.) Eine solche Grenze zu ziehen,
ist die Sorge, die in erster Linie den verbündeten Regierungen obliegt, wenn

die auswärtige Sicherheit des Deutschen Reiches in Frage steht. (Bravo!
rechts.) Sobald die ins Spiel kommt, werden wir haarscharf in der Be-

nutzung unserer verfassungsmäßigen Rechte gegenüber Ihren Beschlüssen sein.
Und ein Beschluß, der das Deutsche Reich wehrloser macht, als es nach un-



— 25 —

serer Ueberzeugung sein könnte, hat nie auf die Zustimmung der verbündeten

Regierungen zu rechnen. (Bravo! rechts.) Daß bei den Verhandlungen

einer so wichtigen Frage, bei der es sich gewissermaßen um Kopf und Kragen

für Deutschland handelt, daß dabei der Bundesrath so koulant und entgegen-

kommend sein und ein Auge zudrücken wird, und die Punkte auf dasinicht

setzen wird, das erwarten Sie in einer solchen Frage nicht. Warum wollen

Sie nun solche Krisen vervielfältigen, indem Sie sie womöglich alle Jahre

herbeiführen oder doch alle drei Jahre? Wir haben eine Abneigung gegen

solche Krisen und Konflikte. Wir wünschen Kompromisse und halten an dem

Kompromiß von früher fest, und deshalb haben wir das Septennat vorge-

schlagen. Wenn dasselbe abläuft, so kommt immer die Frage: was ist denn

Rechtens, wenn über das Präsenzgesetz nach Artikel 60 keine Vereinbarung

der beiden Faktoren der Gesetzgebung stattfindet; oder was ist denn Rechtens,

wenn über das Budget keine Vereinbarung beider Faktoren herbeigeführt

wird? Die zweite Frage will ich gar nicht berühren, sie liegt nicht vor,

und ich halte es nach meiner diplomatischen Gewohnheit nicht für nöthig,

mich mit Fragen zu beschäftigen, die augenblicklich nicht brennend sind. Ich
will blos sagen: was ist Rechtens, wenn wir über die Präsenzziffer uns

nicht einigen? Hört deshalb die Armee auf, zu existiren? Das werden Sie

kelbst nicht behaupten wollen. Dann treten diejenigen Bestimmungen der

Verfassung wieder in volle Kraft, die durch das auf Grund der Zusage von

Artikel 60 gegebene Gesetz beschränkt sind. Das Gesetz auf Grund des Ar-

tikels 60 zieht die obere Grenze der Zulässigkeit der Präsenzziffer. Der

Kaiser kann nicht darüber hinausgehen. Nach diesem Gesetze dauert sie noch
bis zum nächsten Jahre, 1888; wenn dieses Gesetz schwindet, ein neues nicht

zu Stande kommt, sind wir dann weit entfernt davon, daß diese Grenze

finkt oder die Armee verschwindet, sondern es steigt die obere Grenze der be-

rechtigten Präsenzstärke der Armee bis zu dem Satze des Artikels 59 der

Verfassung:
Jeder wehrpflichtige Deutsche hat 3 Jahre lang bei der Fahne zu dienen.

Das ist denn unsere Präsenzziffer (Heiterkeit rechts), die wir erreichen dürfen.

Das ist eine finanzielle Unmöglichkeit, eine militärische Unbequemlichkeit, und

deshalb hat die Verfassung, schon bevor das Versprechen im Artikel 60 ent-

stand, durch den vierten Absatz des Artikels 63 das Moderamen gegeben,

daß der Kaiser den Präsenzstand der Kontingente des Reichsheeres bestimmen
soll. Also der Kaiser ist dann der Moderator, der allein zu sagen hat, wie

hoch unter dem von Artikel 59 gegebenen Präsenzstand der letztere sein soll.

Wenn wir nach kaiserlicher Machtvollkommenheit strebten, dann wäre dieser

Zustand für uns außerordentlich erwünscht und wir könnten nur sagen:

stellen Sie die Sache so kurz als möglich, es ist zu bedauern, daß das Früh-

jahr 1888 nicht schon da ist; dann würden wir wahrscheinlich uns nicht

einigen können über den Inhalt des Gesetzes, welches auf Grund von Artikel 60

gemacht werden soll, und es würde dann der alte verfassungsmäßige Zustand
wieder eintreten.



Es ist auch dann nicht die Möglichkeit, durch das Budgetrecht im Aus-

gabe-Etat dem entgegen zu wirken, denn in dem vierten und letzten Alinea des

Artikels 62 ist ausdrücklich gesagt worden:

Bei der Feststellung des Militärausgabe-Etats wird die auf Grund

dieser Verfassung gesetzlich feststehende Organisation des Reichsheeres zu
Grunde gelegt.

Sie könnten uns also, ohne Ihrerseits sich vom Boden der Verfassung

zu entfernen, gar nicht verweigern, wenn eine Präsenzziffer überhanpt nicht

nach Artikel 60 der Verfassung gesetzlich festgelegt ist, das Ausgabebudget

dem entsprechend einzurichten.

Wenn also keine Verständigung, die für die verbündeten Regierungen

annehmbar ist, im Hinblick auf die äußere Sicherheit des Deutschen Reichs

zu Stande kommt, so liegt durchaus kein Zustand vor, in dem die deutsche

Armee von der Bildfläche zu verschwinden hätte, sondern es tritt ganz ein-

fach die größere kaiserliche Machtvollkommenheit, die die Verfassung stipulirt,
wieder in Kraft. Um dem Reichstage die Mitwirkung dabei zu bewahren,

ist der Artikel 60 geschaffen und ist das Gesetz versprochen, das die Präsenz-

stärke, die der Kaiser nicht überschreiten darf, mit Zustimmung des Reichs-

tages, das heißt durch ein Gesetz! feststellen soll. Diese Bindung existirt
augenblicklich bis 1888 und existirt nur durch dieses Gesetz. Lesen Sie in

allen Ihren gesinnungsbefreundeten Rechtsbüchern darüber nach: Rönne,
Laband, lesen Sie andere, Sie werden immer finden, daß die Mitwirkung

des Reichstages, der Einfluß des Reichstages auf die Höhe des Heeres allein

beruht auf der Fortdauer der Gesetze, die auf Grund von Artikel 60 gemacht

werden, und die dem Kaiser in seiner Machtvollkommenheit eine niedrigere

Grenze ziehen, als Er nach der Verfassung haben würde.

Meine Herren, da ist doch eigentlich gar kein Grund, warum Sie so

lüstern nach Krisen sind und alle drei Jahre, ja sogar jedes Jahr denselben
Streit haben wollen, ob das deutsche Heer bestehen solle oder nicht; denn

wenn Sie in diesem Streite anderer Meinung blieben als die verbündeten

Regierungen, so würde Ihre Meinung nach dem Inhalte der Verfassung von

keiner durchschlagenden Wirkung sein. Sie kompromittiren sich ganz ohne
Noth darüber in einer Richtung, in der Ihren Willen durchzusetzen Sie nicht

die Macht haben, weil Sie das verfassungsmäßige Recht nicht haben.

Sie haben die Verfassung nicht gelesen, wenn Sie glauben können, daß

es Ihnen möglich ist, in jedem Jahre durch das Budget die Heeresstärke

festzustellen, ohne Rücksicht auf den Kaiser und auf sein Recht, welches auf
Artikel 5 der Verfassung beruht, und demzufolge Er befugt ist, in Sachen

der Militärgesetze jederzeit an denselben Einrichtungen, wie sie bisher be-

stehen, festzuhalten. Bei Gesetzesvorschlägen über das Militärwesen, die

Kriegsmarine und die im Artikel 35 bezeichneten Angelegenheiten giebt die

Stimme des Präsidiums des Bundesrathes bei Meinungsverschiedenheiten

desselben den Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechterhaltung der bestehenden

Einrichtungen ausspricht. Die bestehende Einrichtung ist doch immer die
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Präsenzziffer des vorigen Jahres, und würde in Folge des ausschlaggebenden

Votums des Kaisers immer in Geltung bleiben, selbst wenn, was nicht

denkbar ist, die Majorität des Bundes dagegen stimmte. Die verbündeten

Regierungen werden aber vollkommen einstimmig sein, und ein solches Gesetz

wird nie und in keinem Jahre zu Stande kommen, welches uns eine un—

zulängliche Armee durch das Budget oktroyiren wollte. Ich weiß nicht,
warum Sie ein Bedürfniß haben, diese Krisen, die sich daran knüpfen, häufiger

hervorzurufen, als sie nach dem Kompromiß alle 7 Jahre stattfinden. Wir

haben dieses Bedürfniß nicht; wir wünschen keine Krisen und keine Konflikte;

wir wünschen an dem Kompromiß festzuhalten, der da ist. Ueber dieses

hinaus werden wir uns aber nicht treiben lassen. Wir halten unbedingt an

dem vollen Septennat fest und an der ganzen Vorlage, wie wir sie gemacht

haben, und weichen keinen Nagel breit davon ab. (Bravol rechts.)

Das deutsche Heer ist eine Einrichtung, die von den wechselnden Ma-

joritäten des Reichstages nicht abhängig sein kann. Wer bürgt uns denn

dafür, daß eine Majorität, die sich auf so heterogene Weise zusammensetzt
wie die jetzige, eine dauernde sein werde? Daß die Fixirung der Präsenz-

stärke von der jedesmaligen Konstellation und Stimmung des Reichstages

abhängen sollte, das ist eine absolute Unmöglichkeit. Streben Sie doch nicht

nach solchen Phantafiegebilden, meine Herren! (Bravol rechts.) Ohne
unser deutsches Heer, eine der fundamentalsten Haupteinrichtungen und

Grundlagen, ohne das Bedürfniß der gemeinsamen Vertheidigung gegen

auswärtige Angriffe wäre der ganze Bund, auf dem das Deutsche Reich

beruht, gar nicht zu Stande gekommen. Vergegenwärtigen Sie sich das

immer, wenn Sie diese Hauptbedingung seiner Existenz ihm unter den

Füßen wegziehen und es gefährden; denn geschützt sein wollen wir Alle,

auch Ihre Wähler —rechnen Sie darauf!

Der Versuch, der mit diesen Anträgen gemacht worden ist,

den Stand des Heeres von den wechselnden Majoritäten und den

Beschlüssen des Parlaments abhängig zu machen, also mit anderen

Worten, aus dem kaiserlichen Heer, das wir bisher in Deutschland

haben, ein Parlamentsheer zu machen, ein Heer, für dessen Be-

stand nicht Seine Majestät der Kaiser und die verbündeten Re-

gierungen, sondern die Herren Windthorst und Richter zu sorgen

haben (Heiterkeit links), wird nicht gelingen. Mit anderen Worten:

dieses Streben, wenn Sie es haben, liegt ganz außerhalb aller Mög-

lichkeit, und allein die Thatsache, die bei diesen Verhandlungen zur Kenntniß

gekommen, daß es bei uns Leute giebt, die darnach streben, die das für

möglich halten, verpflichtet uns allein schon, über diese Frage an das Volk,

an die Wähler zu appelliren, ob das wirklich die Meinung der Wähler ist

(Bravo!l rechts, Aha! links). Ja, meine Herren, aha! haben Sie denn
daran gezweifelt? das wäre ja vollkommen wunderlich (Heiterkeit). Oder daß

wir an die Wähler appelliren werden, um zu erfahren, ob es wirklich der

Wille der Wähler ist, daß die Vertheidigungsfähigkeit Deutschlands von der
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jedesmaligen Abstimmung des Parlamentes in jedem Jahre abhängt, daß die
Hälfte der Armee entlassen werden kann, daß die Armee reduzirt werden

kann auf den einjährigen Dienst, auf das, was die Sozialdemokraten noch

bewilligen —es ist ja auch eine sozialdemokratische Majorität in diesem

Hause möglich —. Es kann unmöglich der Wille der deutschen Nation sein,

daß sie auf diese Weise in ihrer Wehrhaftigkeit, in der Sicherheit im eigenen

Heere abhängig sein soll von den jedes Jahr wechselnden Majoritäten des
Parlaments. Es liegt das ganz außerhalb der Verfassung, und die ver—

bündeten Regierungen wünschen zu einem neuen Kompromiß zu gelangen,

aber zu einem siebenjährigen, zu keinem kürzeren. Wir wollen die Krisen

und die Gefahr der Konflikte nicht häufen, und wir wollen den Gedanken

nicht aufkommen lassen, als wären Sie überhaupt berechtigt, einseitig ohne
die Mitwirkung des Bundesraths und des Kaisers über den Bestand des

deutschen Heeres zu verfügen. Gegen diesen Gedanken allein würden wir

schon an die Wähler appelliren, ob dies der Wille des Volkes ist; und die

verbündeten Regierungen sind ihrerseits entschlossen, mit dem ganzen Gewicht

ihres Einflusses im Reiche und im Volke für die Aufrechterhaltung der

Wehrhaftigkeit Deutschlands und des Heeres einzutreten. (Bravol) Von

Sr. Majestät dem Kaiser werden Sie doch unmöglich erwarten, daß er in

seinem 90. Lebensjahre nun das Werk desavouirt und zu seiner Zersetzung

mitwirken will, dem er die letzten 30 Jahre seines Lebens gewidmet hat,

der Schöpfung des deutschen Heeres und der Schöpfung des Deutschen Reiches.

Wenn Sie das glauben, wenn Sie irgend durch Ihr Verhalten uns die

Ueberzeugung geben, daß Sie dahin streben; wenn Sie nicht durch eine

baldige und vollständige Annahme unserer Vorlage die Sorge der verbündeten

Regierungen um die Wehrhaftigkeit Deutschlands befriedigen, dann ziehen

wir es vor, die Unterhandlungen mit einem anderen Reichstage, als den ich

hier vor mir sehe, mit Aussicht auf mehr Erfolg fortzusetzen, (Bravol) und

dieser Entschluß liegt in seiner Ausführung sehr viel näher, als Sie annehmen.

Wir werden uns nicht auf lange Verhandlungen mehr einlassen, sondern die

Gefahr, in die wir das deutsche Volk durch Verschleppung und Verzögerung

möglicherweise setzen können — ich sage nicht nothwendigerweise — wird

uns zwingen, darüber bald eine Gewißheit zu haben oder bald mit anderen

Leuten zu reden, die uns Gewißheit geben. (Lebhaftes Bravol)

Nach dieser glänzenden Rede sah sich der Abgeordnete Frhr.
von Huene veranlaßt, die Kommission gegen einige Vorwürfe, die
derselbe in den Ausführungen des Reichskanzlers gefunden, in Schutz
zu nehmen. Fürst von Bismarck erhob sich sofort zu folgender
Entgegnung:

Der Herr Referent ist im Irrthum, wenn er annimmt, ich hätte die

Absicht gehabt, die Kommission anzugreifen und speziell den Herrn Referenten.

Ich bin dazu um so weniger im Stande gewesen, als es mir nicht möglich

gewesen ist, den Bericht der Kommission überhaupt bisher kennen zu lernen.
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